
Gesellschaftsvertrag der 
 Frederik und Luca Stiftung gemeinnützige GmbH 

Präambel  

 

Am Samstag, dem 26. Januar 2019, sind Luca Ballmann und Frederik Wilke mit nur 16 Jahren 

an der S-Bahnstation „Frankenstadion“ in Nürnberg Opfer eines brutalen Gewaltverbrechens 

geworden.  

Frederik und Luca haben versucht schlichtend und deeskalierend in eine Auseinandersetzung 

zwischen Jugendlichen einzuwirken. Als Folge Ihrer Zivilcourage wurden die Beiden vor einen 

einfahrenden Zug gestoßen und haben Ihren Einsatz, Schlimmeres zu verhindern, mit Ihrem 

Leben bezahlt. 

Der Hergang dieser Tat hat nicht nur die Angehörigen, sondern eine ganze Region fassungslos 

und sehr betroffen gemacht. Um dem bisherigen Leben von Frederik und Luca, welches bis 

zu dieser Tat von Lebensfreude und Engagement für die Gemeinschaft geprägt war, gerecht 

zu werden und die Sinnlosigkeit dieser Nacht in etwas Sinnhaftes umzuwandeln, haben sich 

die Angehörigen entschieden die Frederik und Luca Stiftung g GmbH ins Leben zu rufen. 

Mit der Gründung soll das Leben und das Andenken an Frederik und Luca in Würde bewahrt 

werden und gleichzeitig dazu beitragen werden solche Taten in Zukunft zu verhindern und die 

Notwendigkeit dafür Einzutreten in dem Bewusstsein in unserer Gesellschaft zu schärfen. 

Die Frederik und Luca Stiftung gGmbH hat sich zum Ziel gesetzt, Initiativen und 

Maßnahmen zu unterstützen um ein friedliches, tolerantes, menschenwürdiges und 

gewaltfreies Miteinander zu fördern und Menschlichkeit, Nächstenliebe, Bildung, selbstloses 

Engagement und Zivilcourage in unserer Gesellschaft zu verankern. 

 

 



§ 1 

Firma und Sitz 

  

1. Die Firma der Gesellschaft lautet:  

„Frederik und Luca Stiftung gemeinnützige GmbH“. 

 

2. Sitz der Gesellschaft ist Erlenbacher Str. 36 in 63820 Elsenfeld 

 

§ 2 

Geschäftsjahr 

 

1. Die Gesellschaft wird auf unbestimmte Zeit gegründet. 

2. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§ 3 

Gesellschaftszweck 

 

1. Die Gesellschaft verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke i.S. des 
Abschnittes „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

2. Die Gesellschaft ist selbstlos tätig; sie verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. 

3. Zweck der Gesellschaft in die Verwirklichung folgender Ziele: 

• gewaltfreies Aufwachsen, insbesondere innerhalb von Familien- und Lebensgemeinschaften, 

Kindergärten und Schulen sowie in allen anderen prägenden Lebensbereichen. 

• Bildung und Erziehung in Kindes- und Jugendalter. 

• Verankerung von Toleranz und Akzeptanz in der Gesellschaft für eine friedliches Miteinander. 



• bürgerschaftliches Engagement zugunsten gemeinnütziger, mildtätiger und kirchlicher 

Zwecke. 

• gesellschaftliches Verständnis und Mitwirken zugunsten eines friedlichen, menschwürdigen 

und sozialverträglichen Zusammenleben. 

• Kriminalprävention, speziell im Bereich Gewalt jeglicher Form. 

4. Der Gesellschaftszweck wird insbesondere verwirklicht durch: 

• die Stärkung von präventiven Maßnahmen zur Gewaltvermeidung im Allgemeinen und im 

Bereich Kinder und Jugendliche im Speziellen.  

• die Förderung von Initiativen zur Stärkung des Bewusstseins für die Notwendigkeit des 

persönlichen Einsatzes für das Gemeinwohl und das friedliche Miteinander. 

• die Mithilfe an Initiativen zur Aufklärung, Information und Sensibilisierung über die 

Notwendigkeit von Zivilcourage und Maßnahmen zu deren Schulung und Umsetzung. 

• die Unterstützung von Projekten in Kindergärten und Schulen im Rahmen präventiver 

Maßnahmen und Förderung für sozialverträgliches und gewaltfreies Zusammenleben.  

• die Mitwirkung an Initiativen von pädagogischen Projekten und sonstigen Maßnahmen im 

schulischen und außerschulischen Bereich mit dem Schwerpunkt Kinder- und Jugendarbeit.  

• die Beteiligung an kulturellen, sportlichen und sonstigen Veranstaltungen deren Zielsetzung 

friedliches Miteinander, Toleranz und Gewaltfreiheit ist. 

• allgemeine Werbung für friedvolles, tolerantes und soziales Verhalten durch Pressearbeit, 

Plakate, Druckschriften, sowie Informationsveranstaltungen und Motivationskampagnen.  

• die Vergabe von Auszeichnungen für besondere Verdienste im Bereich Gewaltprävention, 

Zivilcourage und gesellschaftliches Engagement. 

 

5. Die Gesellschaft ist berechtigt, im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften und der 

Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertrages alle Geschäfte und Rechtshandlungen 

vorzunehmen, die zur Erreichung des Gesellschaftszwecks dienlich sind oder das 

Unternehmen zu fördern geeignet erscheinen, insbesondere sich unmittelbar und mittelbar an 

anderen Unternehmen zu beteiligen, die ebenfalls ausschließlich und unmittelbar 

gemeinnützige Zwecke verfolgen. 

6. Die Gesellschaft kann zur Verwirklichung Ihres Gesellschaftszwecks einen Zweckbetrieb 

unterhalten, Hilfspersonen heranziehen und ihre Mittel anderen, ebenfalls steuerbegünstigten 

Körperschaften im Rahmen des § 58 der Abgabenordnung zur Verfügung stellen. 



7. Mittel der Gesellschaft dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. Es 
darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Gesellschaft fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. Die Gesellschafter dürfen keine 
Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Gesellschafter auch keine sonstigen Zuwendungen 
aus Mitteln der Gesellschaft erhalten. Sie erhalten bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung 
der Gesellschaft oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke nicht mehr als ihre eingezahlten 
Kapitalanteile und den gemeinen Wert ihrer geleisteten Sacheinlagen zurück. 

8. Ziel der Gesellschaft ist es, in den nächsten fünf Jahren kontinuierlich 300.000,- Euro (in 
Worten: dreihunderttausend Euro) an Kapital zu bilden, um für eine eventuelle 
Stiftungsumwandlung vorbereitet zu sein oder Rücklagen für Handlungsspielräume zu bilden. 

9. Bei Auflösung der Gesellschaft oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das 
Vermögen der Gesellschaft, soweit es die eingezahlten Kapitalanteile der Gesellschafter und 
den gemeinen Wert ihrer geleisteten Sacheinlagen übersteigt, an die Domenik Brunner 
Stiftung, Hauptstraße 106 in 84088 Neufahrn i. NB. 

Beschlüsse über die Änderung dieses Punktes dürfen nur in Abstimmung mit dem zuständigen 

Finanzamt durchgeführt werden. 

 

 

§ 4 

Stammkapital 

 

Der Gründungsgesellschafter Georg Ballmann übernimmt gegen Einlage auf das 
Stammkapital den einzigen Geschäftsanteil in Höhe von 25.000,00 EUR. 

Die Stammeinlage ist in Geld zu leisten. 

Sie ist zur Hälfte auf das Konto der Gesellschaft einzuzahlen. Was auf die Stammeinlage noch 
als Rest geschuldet wird, ist auf Anforderung der Geschäftsführung zu leisten. 

 

 

 



§ 5 

Verfügung über Geschäftsanteile 

 

Die rechtgeschäftliche Verfügung über einen Geschäftsanteil oder Teile eines solchen ist nur 
mit Zustimmung aller Gesellschafter zulässig. 

 

§ 6 

Organe der Gesellschaft 

 

1. Organe der Gesellschaft sind: 

• die Gesellschafterversammlung, 
• das Kuratorium, soweit ein solches gemäß § 8 Abs. 1 eingerichtet ist, 
• die Geschäftsführung. 

2. Die Mitglieder der Gesellschaftsorgane sind ehrenamtlich tätig. Sie erhalten lediglich Ersatz 
ihrer für die Gesellschaft geleisteten Auslagen. Sitzungspauschalen sind nicht vorgesehen und 
können nur durch einen Gesellschafterbeschluss eingeräumt werden. Beruht die Tätigkeit 
eines Organmitglieds auf einem schriftlichen Anstellungsvertrag, so kann die Gesellschaft 
hierfür eine angemessene Tätigkeitsvergütung leisten. 

3. Die Gesellschafterversammlung kann für jedes andere Organ eine Geschäftsordnung 
erlassen. In der Geschäftsordnung für die Geschäftsführung kann die Vornahme von 
Rechtshandlungen und der Abschluss von Rechtsgeschäften von der Zustimmung der 
Gesellschafterversammlung abhängig gemacht werden. 

4. Über die Beschlüsse von Gesellschaftsorganen ist jeweils eine Niederschrift zu erstellen, 
die vom Versammlungsleiter und vom Protokollführer zu unterzeichnen und den Mitgliedern 
des jeweiligen Organs zuzuleiten ist. 

5. Beschlüsse von Gesellschaftsorganen können auch im schriftlichen oder fernschriftlichen 
Umlaufverfahren gefasst werden, wenn alle Mitglieder des betreffenden Organs sich mit dieser 
Form der Beschlussfassung einverstanden erklären oder sich an ihr beteiligen. 

 

 



§ 7 

Gesellschafterversammlung 

 

1. Die Gesellschafterversammlung wird durch die Geschäftsführung oder einen Gesellschafter 
einberufen, wenn es im Interesse der Gesellschaft erforderlich erscheint, mindestens jedoch 
einmal jährlich. 

2. Die Einberufung erfolgt mit einer Frist von zwei Wochen unter gleichzeitiger Mitteilung der 
Tagesordnung. 

3. Die Gesellschafterversammlung beschließt über alle ihr vom Gesetz zugewiesenen 
Gegenstände, soweit in diesem Gesellschaftsvertrag nichts anderes bestimmt ist, 
insbesondere über: 

• Änderungen des Gesellschaftsvertrages 
• Änderungen des Gesellschaftszweckes 
• Bestellung und Abberufung Geschäftsführern 
• Bestellung und Abberufung von Mitgliedern des Kuratoriums, 
• Beschlüsse über Kapitalerhöhungen oder Kapitalherabsetzungen 
• Erlass oder Änderungen von Geschäftsordnungen 
• Erlass oder Änderungen von Vergütungen (z.B. Sitzungspauschalen) 
• Umwandlungsrechtliche Maßnahmen, wie Verschmelzungen und Abspaltungen 
• Liquidation der Gesellschaft 

4. Beschlüsse der Gesellschafterversammlung werden, sofern Gesetz oder 
Gesellschaftsvertrag keine andere Mehrheit vorschreiben, mit einfacher Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen gefasst. 

 

§ 8 

Kuratorium 

  

1. Die Gesellschafterversammlung kann durch Beschluss ein Kuratorium einrichten. 

2. Wird ein Kuratorium eingerichtet, hat es folgende Aufgaben: 

 



• Beratung der Geschäftsführung der Gesellschaft, 
• Mitwirkung bei der Präsentation der Gesellschaft in der Öffentlichkeit, 
• langfristige strategische Ausrichtung und Entwicklung der Gesellschaft, 
• Kenntnisnahme des Jahresabschlusses. 

  

3. Das Kuratorium hat mindestens 3 Mitglieder, deren Bestellung durch die 
Gesellschafterversammlung erfolgt. 

4. Die Amtszeit der Kuratoriumsmitglieder beträgt 3 Jahre. Wiederbestellung ist zulässig. Die 
Kuratoriumsmitglieder sind berechtigt, mit einmonatiger Frist ihr Mandat zu kündigen. 

5. Das Kuratorium wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden 
Vorsitzenden. Die Wahl erfolgt für die in Abs. 4 bestimmte Amtszeit. Im Falle des vorzeitigen 
Ausscheidens des Vorsitzenden oder des stellvertretenden Vorsitzenden ist unverzüglich ein 
Nachfolger für die restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen zu wählen. 

6. Das Kuratorium hält mindestens einmal jährlich eine Sitzung ab. Zur Sitzung lädt der 
Vorsitzende, im Falle seiner Verhinderung der stellvertretende Vorsitzende, schriftlich unter 
Mitteilung der Tagesordnung mit einer Frist von 2 Wochen ein. 

7. Das Kuratorium fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. Das Kuratorium ist 
beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend oder durch Erteilung 
einer schriftlichen Stimmbotschaft an ein anderes Kuratoriumsmitglied vertreten ist. 

 

§ 9 

Geschäftsführung 

 

1. Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschäftsführer. Ist nur ein Geschäftsführer 
bestellt, so vertritt dieser die Gesellschaft allein. Sind mehrere Geschäftsführer bestellt, so wird 
die Gesellschaft durch zwei Geschäftsführer gemeinschaftlich oder durch einen 
Geschäftsführer gemeinsam mit einem Prokuristen vertreten. 

2. Die Gesellschafterversammlung kann einem oder mehreren Geschäftsführern 
Einzelvertretungsbefugnis und/oder Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB 
erteilen. 



3. Die Geschäftsführung führt die Geschäfte der Gesellschaft nach Maßgabe des Gesetzes, 
des Gesellschaftsvertrages und einer etwaigen Geschäftsordnung für die Geschäftsführung. 

4. Die Geschäftsführung erstreckt sich auf alle Handlungen und Rechtsgeschäfte, die der 
Geschäftsbetrieb mit sich bringt und welche zur Erreichung des Gesellschaftszwecks 
erforderlich erscheinen. 

5. Die Geschäftsführer sind an Weisungen der Gesellschafterversammlung gebunden. Dies 
gilt insbesondere für die Vornahme folgender Rechtshandlungen: 

a. Erwerb von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten 

b. Veräußerung oder Teilveräußerung des Geschäftsbetriebes 

c. Geschäfte außerhalb des Geschäftszwecks 

d. Übernahme eines fremden Geschäftsbetriebes oder Beteiligungen an anderen 

Unternehmen 

6. Alle vorstehenden Bestimmungen gelten auch für Liquidatoren. 

 

§ 10 

Wirtschaftsplan 

 

Die Geschäftsführung stellt rechtzeitig für jedes Geschäftsjahr einen Wirtschaftsplan und eine 

der Wirtschaftsführung zugrunde legende Finanzplanung auf, die den Gesellschaftern zur 

Kenntnis gebracht wird, so dass die Gesellschafterversammlung vor Beginn des 

Geschäftsjahres ihre Zustimmung erteilen kann. Der Wirtschaftsplan umfasst alle für die 

Gesellschaft relevanten Kennzahlen. Die Geschäftsführung unterrichtet die Gesellschafter und 

das Kuratorium mindestens halbjährlich über die Entwicklung der Geschäftslage, darüber 

hinaus nach Bedarf unverzüglich, insbesondere bei erfolgsgefährdenden Mindererträgen oder 

Mehraufwendungen. 

 

 

 

 

 



§ 11 

Jahresabschluss 

 

1. Der Jahresabschluss ist von dem oder den Geschäftsführern bis zum 31. März des 
Folgejahres aufzustellen, zu unterzeichnen und unverzüglich der Gesellschafterversammlung 
zur Feststellung des Jahresabschlusses zuzuleiten. 

2. Sofern nicht eine Prüfung des Jahresabschlusses durch einen Abschlussprüfer gem. §§ 316 

ff. HGB zwingend vorgeschrieben ist, kann der Jahresabschluss aufgrund eines mit einfacher 

Mehrheit zu fassenden Beschlusses der Gesellschafterversammlung von einem von dieser 

Mehrheit zu bestellenden Wirtschaftsprüfer oder vereidigten Buchprüfer auf Kosten der 

Gesellschaft geprüft werden. 

3. Die Gesellschafterversammlung stellt innerhalb von zwei Monaten nach Vorlage des 

Jahresabschlusses durch die Geschäftsführer den Jahresabschluss fest und beschließt nach 

freiem Ermessen die Verwendung des jährlichen Reingewinns, wobei auch freie Rücklagen 

gebildet werden können. Der Gewinnverwendungsbeschluss wird mit einer Mehrheit von 3/4 

des stimmberechtigten Kapitals gefasst. 

 

 

§12 

Stiftungsbotschafter 

 

Die Geschäftsführung kann den Gesellschaftern und dem Kuratorium Personen vorschlagen, 

welche die Gesellschaft in der Öffentlichkeit repräsentieren, deren Bekanntheit erhöhen und 

finanzielle Zuwendungen generieren können. Die Anzahl soll im Regelfall 5 Personen nicht 

übersteigen und bedürfen der Zustimmung der Gesellschafter und des Kuratoriums. Die 

Tätigkeit der Botschafter ist auf unbestimmte Zeit und unentgeltlich, kann jedoch jederzeit 

widerrufen werden. 

 

 



§ 13 

Schlussbestimmungen 

 

1. Die Gründungskosten, insbesondere Rechtsanwalts-, Notariats- und Steuerberaterkosten 
für Beratung, Vorbereitung und Durchführung der Beurkundung des Gesellschaftsvertrages 
und für die Anmeldung im Handelsregister sowie evtl. anfallende Steuern trägt der 
Gesellschafter Georg Ballmann. 

2. Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen nur im Bundesanzeiger. 

3. Eine Änderung dieses Gesellschaftsvertrages, die sich auf die Gemeinnützigkeit auswirken 
kann, ist dem zuständigen Finanzamt anzuzeigen und mit diesem vor der Rechtswirksamkeit 
der Änderung abzustimmen. Die neue Fassung dieses Gesellschaftsvertrages ist beim 
Handelsregister einzureichen 

4. Sollten einzelne Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertrages ganz oder teilweise 
unwirksam sein oder werden, wird dadurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht 
berührt. Anstelle der unwirksamen Regelung gilt eine solche Regelung als vereinbart, die den 
beabsichtigten Erfolg in zulässiger Weise erreicht. Sollte sich dieser Gesellschaftsvertrag als 
lückenhaft erweisen, tritt an die Stelle der Regelungslücke eine angemessene Regelung, die 
dem tatsächlichen oder mutmaßlichen Willen der Gesellschafter und dem Zweck der 
Gesellschaft entspricht. 

 

-- Ende der Satzung – 

 

 

Oktober 2019 


